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16. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Ostseeheilbad Zingst 

 

Ostseeheilbad Zingst, 26.06.2025  

 

Gemäß § 6a BauGB ist dem wirksamen Flächennutzungsplan bzw. der Änderung ei-
nes Flächennutzungsplans „eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über die 
Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung in dem Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden, und über die 
Gründe, aus denen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommen-
den anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde“. 

Planungsziel 
Die 16. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Ostseeheilbad Zingst um-
fasst das Gebiet des ehemaligen Holzlagerplatzes Am Bahndamm, bestehend aus den 
Flurstücken 18/11 und 18/12 der Flur 8, Gemarkung Zingst. Für das Plangebiet soll 
statt der bisherigen Ausweisung als Wohnbaufläche der Standort des geplanten Nah-
versorgungsmarkts als Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO „Nahversorgungs-
markt“ dargestellt werden. Ziel der Planung ist es, ein Versorgungsdefizit für die Wohn-
bevölkerung wie auch die Gäste zu beheben. Die Ansiedlung des Vollversorgers soll 
räumliche wie funktionale Lücken im Nahversorgungsangebot insbesondere im nord-
westlichen Gemeindegebiet schließen. Die 16. Änderung des Flächennutzungsplans 
erfolgt im Parallelverfahren mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 56 „Nahversorgungsmarkt – Am Bahndamm“. 

Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung  
Bezüglich der Berücksichtigung der Umweltbelange kommt der Umweltbericht zur 16. 
Änderung des FNP zu dem Ergebnis, dass auf Grundlage der mit der Planung verbun-
denen Untersuchungen bzgl. der Schutzgüter und Standortfaktoren Naturraum/ Relief, 
Boden, Fläche, Grundwasser/ Oberflächenwasser/ Küstengewässer, Wasserrahmen-
richtlinie, Klima/ Klimawandel/ Luftqualität, Vegetation/ Biotope/ Baumbestand, Fauna, 
Schutzgebiete, Landschaftsbild, Mensch/ Gesundheit/ Bevölkerung, Störfall/ Anfällig-
keit für schwere Unfälle und Katastrophen sowie Kultur- und Sachgüter/ Historisches 
Erbe die Planung als umweltverträglich einzustufen ist. Erhebliche Beeinträchtigungen 
der Schutzgüter bzw. Standortfaktoren sind durch das geplante Vorhaben in der anth-
ropogen vorgeprägten Umgebung nicht erkennbar. 

Das Ausmaß des Eingriffs in die Belange von Natur und Landschaft wird konkret auf 
der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ermittelt. Die mit der Planung verbunde-
nen flächigen Eingriffe werden durch Einzahlung in das Ökokonto VR 049 in 



Fuhlendorf sowie durch Einzahlung in das Ökokonto VR-057 „Brachfläche mit Nut-
zungsoption als Mähwiese bei Althagen“ südwestlich von Ahrenshoop/Althagen voll-
ständig ausgeglichen. Die verursachten Eingriffe in den Allee- und Einzelbaumbestand 
sind Bestandteil des mit der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung vorliegenden Antrags 
auf Naturschutzgenehmigung nach § 40 NatSchAG M-V. Die Vermeidungsmaßnah-
men bezüglich des Artenschutzes werden im Zuge der Bauvorbereitung und der Bau-
tätigkeiten vor Ort realisiert. 

Das Vorhaben steht auch in keiner Wechselwirkung zu anderen Planungen und be-
rührt keine besonders wertvollen Bestandsteile von Natur und Landschaft. Die Auswir-
kungen der mit der Planung verbundenen Baumaßnahmen sind insgesamt von gerin-
ger Erheblichkeit. Die Beeinträchtigung von Schutzgebieten gemäß BNatSchG bzw. § 
20 NatSchAG M-V (gesetzlich geschützte Biotope/ Geotope) ist nicht ersichtlich. 

Wesentliche Stellungnahmen im Rahmen der Behördenbeteiligung 
Im Rahmen der Behördenbeteiligung wird durch den Landkreis Vorpommern-Rügen 
(LK VR) angemerkt, dass nicht deutlich werde, weshalb sich an diesem Standort die 
Wohnbauflächenausweisung zu einem Einzelhandelsstandort geändert wird. In der 
Begründung wie auch im Einzelhandelsgutachten wird erläutert, dass die nordwestli-
che Ortslage unter einem Versorgungsdefizit steht. Ziel der Planung ist es, dieses für 
die Wohnbevölkerung wie auch die Gäste zu beheben. Ergänzend wird herausgestellt, 
dass eine Integration des geplanten Lebensmittelvollversorgers im Zentralen Versor-
gungsbereich (ZVB) auf Grund des Flächenbedarfs nicht umsetzbar ist und die Be-
trachtung des gesamte Gemeindegebiet nicht zielführend ist, da die Versorgung ins-
besondere des nordwestlichen Gemeindegebiets mit der Planung gesichert wird. Eine 
gemeindliche Wohnraumsicherung wird an mehreren Standorten im Gemeindegebiet 
weiterhin durch verschiedene Planungsvorhaben abgesichert.  
Bei weiteren Themen wie der Einhaltung des Unterhaltungsstreifens zum östlich gele-
genen Graben von 3,00 m bzw. 2,80, eine bestehende Grundwassergefährdung und 
die Bereitstellung ausreichenden Löschwassers wird in der Abwägung der Gemeinde 
auf die weitere Berücksichtigung in der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan 
56 „Nahversorgungsmarkt – Am Bahndamm“ verwiesen. 
Schließlich wird festgestellt, dass für den Bereich der 16. Änderung die Voraussetzun-
gen des § 2 Abs. 3 der Verordnung über das LSG „Boddenlandschaft" gegeben sind, 
wonach das Plangebiet auf Grund der Siedlungslage von den Bestimmungen des LSG 
ausgenommen ist.  
Zu Anmerkungen zur Verkehrsführung durch das Polizeipräsidium Neubrandenburg 
wird darauf verwiesen, dass die 16.Änderung keine Festlegungen zur Verkehrsführung 
trifft. Diese werden (auch nur teilweise) in der im Bebauungsplan getroffen.  

Auf Anregung durch des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Vor-
pommern wird der Hinweis auf die Überflutungsgefährdung des Plangebiets, ein ge-
ändertes Bemessungshochwasser (3,20 m ü. NHN zuzüglich des Wellenauflaufs aus 
Richtung Ostsee und von 2,60 m ü. NHN aus Richtung Zingster Strom) sowie die Kor-
rektur des Gewässerschutzstreifens (200m) in die Planunterlagen aufgenommen.  
Die IHK zu Rostock teilt aufgrund der zu erwartenden teilweise hohen Umsatzumver-
teilungseffekte die Auffassung des der Planung beiliegenden Gutachtens, die Ver-
kaufsflächenobergrenze im Bebauungsplan verbindlich festzusetzen.  



Das Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern bestätigt abschlie-
ßend in seiner Stellungnahme, dass der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 56 „Nahversorgungsmarkt —- Am Bahndamm“ i.V.m. der 16. Änderung 
des Flächennutzungsplans der Gemeinde Ostseeheilbad Zingst keine Ziele der Raum-
ordnung entgegenstehen. Das „Verträglichkeitsgutachten zur Ansiedlung eines Le-
bensmittelvollsortimenters am Standort „Am Bahndamm“ in der Gemeinde Ostseeheil-
bad Zingst wird bestätigt. 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit im Rahmen der 16. Änderung des Flächennut-
zungsplans der Gemeinde Ostseeheilbad Zingst liegen nicht vor. 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten  
Aus den Planungsunterlagen geht hervor, dass eine Integration des geplanten Lebens-
mittelvollversorgers im zentralen Versorgungsbereich auf Grund des Flächenbedarfs 
nicht umsetzbar ist. Eine Verkaufsflächenerweiterung der schon bestehenden EDEKA-
Märkte in der Ortslage ist wegen der integrierten Lagen nicht bzw. nur im geringen 
Umfang möglich. Gemäß dem Einzelhandelsgutachtens trägt das Vorhaben zur Ver-
besserung der wohnortnahen Versorgung im nordwestlichen Gemeindegebiet bei. Zu-
dem wird mit der Realisierung der Planung räumlich gesehen eine Vollversorgung in 
Zingst erreicht werden. 
Die Betrachtung des gesamte Gemeindegebiet ist nicht zielführend, da die Versorgung 
insbesondere des nordwestlichen Gemeindegebiets mit der Planung gesichert werden 
soll.  
Mit Ausnahme der nordwestlichen Siedlungsbereiche ist der Ort Zingst durch die be-
stehenden Nahversorgungsstandorte bereits gut abgedeckt. Der neue Standort Am 
Bahndamm verbessert für den bislang schlechter versorgten Nahbereich im Nordwes-
ten die fußläufige Erreichbarkeit eines Nahversorgungsangebots. Durch die verkehrs-
günstige Lage an der überörtlichen Kreisstraße wird der neue Markt zudem die starke 
Verkehrsbelastung im Zentrumsbereich reduzieren, von der v.a. in der Hochsaison ne-
gative Auswirkungen auf die Wohn- und Aufenthaltsqualität ausgehen. 
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